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2. Instanz
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3. Instanz

Datum -

Die Beschwerde der Antragstellerin gegen den Beschluss des
Sozialgerichts Berlin vom 27. Juni 2024 wird zurÃ¼ckgewiesen. 

Â 

Die Antragstellerin trÃ¤gt auch die Kosten des Beschwerdeverfahrens.

Â 

Der Streitwert wird fÃ¼r beide Instanzen auf je 2.500 Euro festgesetzt.

Â 

Â 
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GrÃ¼nde

Die nach Â§Â§ 172 ff. SGG zulÃ¤ssige Beschwerde der Antragstellerin hat keinen
Erfolg. Das Sozialgericht hat es im Ergebnis zu Recht abgelehnt, gemÃ¤Ã� Â§ 86b
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 SGG die aufschiebende Wirkung ihres Widerspruchs (nunmehr
der Klage) gegen die Ermittlung der PrÃ¼fquote fÃ¼r das betrachtete Quartal
4/2023 anzuordnen, und zwar sinngemÃ¤Ã�, soweit sie 5 Prozent Ã¼berschreitet
(vgl. Â§ 123 SGG).

Â 

I. Der ZulÃ¤ssigkeit des Antrags steht nicht der Einwendungsausschluss des Â§ 275c
Abs. 5 Satz 3 SGB V entgegen. Danach lassen behÃ¶rdliche oder gerichtliche
Feststellungen zu einzelnen PrÃ¼fungen nach Â§Â 275c Abs. 1Â  SGB V die fÃ¼r
das jeweilige betrachtete Quartal ermittelte PrÃ¼fquote unberÃ¼hrt. Denn
vorliegend stehen nicht einzelne PrÃ¼fungen und ihre Auswirkungen auf die
PrÃ¼fquote im Streit, sondern die GrundsÃ¤tze der Ermittlung insgesamt. Soweit es
noch in der GesetzesbegrÃ¼ndung heiÃ�t, dass auch Klagen gegen die
rechnerische Ermittlung der PrÃ¼fquote keinen Einfluss auf den weiteren Ablauf des
PrÃ¼fverfahrens haben (vgl. BT-Drs. 19/13397 S.Â 66), hat dies im Gesetzestext
keinen Niederschlag gefunden. Im Ã�brigen wird auch nach der
GesetzesbegrÃ¼ndung eine Korrektur der AufschlÃ¤ge fÃ¼r mÃ¶glich erachtet (BT-
Drs. a.a.O. S. 67).Â Â  

Â 

Der ZulÃ¤ssigkeit steht auch nicht der Ablauf des Anwendungsquartals 2/2024
angesichts der fortdauernden Beschwer aufgrund des nach Â§ 275c Abs. 3 Satz 2
Nr. 1 SGB V zu zahlenden Aufschlags im Falle der Minderung der Abrechnung bei
der beanstandeten PrÃ¼fquote von 10 Prozent entgegen.

Â 

II. Die Beschwerde ist jedoch unbegrÃ¼ndet. GemÃ¤Ã� Â§ 86b Abs. 1 Satz 1 Nr. 2
SGG kann das Gericht der Hauptsache auf Antrag in den FÃ¤llen, in denen
Widerspruch oder Anfechtungsklage keine aufschiebende Wirkung haben, diese
ganz oder teilweise anordnen. Der Widerspruch bzw. die zwischenzeitlich gegen den
Widerspruchsbescheid des Antragsgegners vom 18. Juli 2024 vor dem Sozialgericht
Berlin erhobene Klage hat nach Â§ 275c Abs. 5 SGB V keine aufschiebende
Wirkung. 

Â 

Die Entscheidung, ob die aufschiebende Wirkung gemÃ¤Ã� Â§Â 86b Abs. 1 Satz 1
Nr. 2 SGG durch das Gericht angeordnet wird, erfolgt aufgrund einer AbwÃ¤gung
des Suspensivinteresses der Antragstellerin auf der einen Seite mit dem angesichts
der gesetzlichen Vorgabe in Â§ 86a Abs. 2 Nr. 1 SGG i.V.m. Â§ 275c Abs. 5 SGB V
regelmÃ¤Ã�igen als vorrangig zu erachtenden Ã¶ffentlichen Vollzugsinteresse auf
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der anderen Seite. Aus dem bereits vom Gesetzgeber grundsÃ¤tzlich vorgegebenen
Sofortvollzug folgt zugleich, dass in der Regel nur solche Zweifel an der
RechtmÃ¤Ã�igkeit des Bescheides ein Ã¼berwiegendes Interesse an der
aufschiebenden Wirkung begrÃ¼nden kÃ¶nnen, die einen Erfolg des Rechtsbehelfs
als zumindest Ã¼berwiegend wahrscheinlich erscheinen lassen. Insoweit mÃ¼ssen
ernstliche Zweifel an der RechtmÃ¤Ã�igkeit des angegriffenen Verwaltungsakts
bestehen, um entgegen der gesetzlichen Regelung das Aussetzungsinteresse
hÃ¶her zu gewichten als das Ã¶ffentliche Interesse am sofortigen Vollzug.
Umgekehrt sind die Anforderungen an die Erfolgsaussichten geringer, je schwerer
die angefochtene Entscheidung fÃ¼r den Antragsteller wirkt (vgl. die
entsprechende Wertung in Â§ 86a Abs. 3 Satz 2 SGG sowie Burkiczak in
Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGG, Â§Â 86b SGG, 2024 Rn. 203).

Â 

Gemessen daran liegen, wie vom Sozialgericht im Ergebnis entschieden, die
Voraussetzungen der beantragten Anordnung der aufschiebenden Wirkung des
Widerspruchs â�� nunmehr der Klage â�� gegen die Ermittlung der PrÃ¼fquote
fÃ¼r das betrachtete Quartal 4/2023 auf der Grundlage der vom Senat in diesem
Verfahren allein durchzufÃ¼hrenden summarischen PrÃ¼fung nicht vor. Weitere
Ermittlungen von Amts wegen waren im vorliegenden Eilverfahren nicht angezeigt.
Eine SachverhaltsaufklÃ¤rung in Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes
kommt regelmÃ¤Ã�ig nur in Betracht, soweit Â einem Antragsteller bei Versagung
des einstweiligen Rechtsschutzes erhebliche, Ã¼ber Randbereiche hinausgehende
Verletzung in seinen Grundrechten drohen, die durch eine der Klage stattgebende
Entscheidung in der Hauptsache nicht mehr beseitigt werden kann (vgl. Burkiczak
a.a.O. Rn. 63 m.w.N.). Solches ist hier nicht zu besorgen.

Â 

Offenbleiben kann im zu entscheidenden einstweiligen Rechtsschutzverfahren, ob,
wie von der Antragstellerin als TrÃ¤gerin eines zugelassenen Krankenhauses im
Sinne von Â§ 108 SGB V geltend gemacht, der Antragsgegner grundsÃ¤tzlich die
PrÃ¼fquote fehlerhaft auf der Grundlage der Leistungsentscheidung durch die
Krankenkasse im zu betrachtenden Quartal ermittelt. Der Antragsgegner geht
insofern davon aus, dass sich eine unbeanstandete Schlussrechnung nicht durch die
PrÃ¼fung des Medizinischen Dienstes (MD) ergebe, vielmehr maÃ�gebend fÃ¼r die
Einordnung als unbeanstandete Schlussrechnung sei, ob nach der MD-PrÃ¼fung
eine Minderung des Abrechnungsbetrages ausbleibe, es sich mithin erst anhand der
leistungsrechtlichen Entscheidung der Krankenkasse zuverlÃ¤ssig beurteilen lasse,
ob die gesetzlich Voraussetzung fÃ¼r eine unbeanstandete Schlussrechnung
vorliegt (vgl. Landessozialgericht Berlin-Brandenburg â�� Beschluss vom 14.
Oktober 2024 â�� L 9 KR 272/24 B ER â�� zur VerÃ¶ffentlichung vorgesehen). 

Â 

1. Ausgangspunkt des gesetzlichen MaÃ�stabs fÃ¼r die Ermittlung der PrÃ¼fquote
im Anwendungsquartal (hier 2. Quartal 2024) aufgrund der Daten aus dem
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Berichtsquartal (vorvergangenes Quartal, hier: 4. Quartal 2023) ist Â§ 275c Abs. 2
Satz 2 SGBÂ V, wonach ab dem Jahr 2022 fÃ¼r eine Krankenkasse bei der
PrÃ¼fung von Schlussrechnungen fÃ¼r vollstationÃ¤re Krankenhausbehandlung
durch den MD eine quartalsbezogene PrÃ¼fquote je Krankenhaus in AbhÃ¤ngigkeit
von dem Anteil unbeanstandeter Abrechnungen je Krankenhaus nach Absatz 4 Satz
3 Nr. 2 gilt.Â  Die quartalsbezogene PrÃ¼fquote nach Satz 2 wird gemÃ¤Ã� Â§ 275c
Abs. 2 Satz 4 SGB V vom Spitzenverband Bund der Krankenkassen fÃ¼r jedes
Quartal auf der Grundlage der PrÃ¼fergebnisse des vorvergangenen Quartals
ermittelt. Sie betrÃ¤gt 5, 10 oder 15 Prozent (Nrn. 1 bis 3). Absatz 4 Satz 3 Nummer
2 der Vorschrift, der fÃ¼r den Anteil unbeanstandeter Abrechnungen je
Krankenhaus nach Â§ 275c Abs. 2 Satz 2 SGB V maÃ�geblich ist, lautet, 

â��Anteil der Schlussrechnungen fÃ¼r vollstationÃ¤re Krankenhausbehandlung, die
nach der PrÃ¼fung durch den Medizinischen Dienst nicht zu einer Minderung des
Abrechnungsbetrages in dem betrachteten Quartal fÃ¼hren und insoweit durch den
Medizinischen Dienst unbeanstandet geblieben sind, an allen in dem betrachteten
Quartal abgeschlossenen PrÃ¼fungen von Schlussrechnungen fÃ¼r vollstationÃ¤re
Krankenhausbehandlungâ��, â�¦

Â 

Ob hiernach das von der Antragstellerin beanstandete und vom Antragsgegner
angewandte Verfahren der PrÃ¼fquotenermittlung rechtmÃ¤Ã�ig ist, wird im
Hauptsacheverfahren zu entscheiden sein. Denn ob der ermittelten PrÃ¼fquote
ernstliche RechtmÃ¤Ã�igkeitszweifel begegnen, ist nach vorlÃ¤ufiger
EinschÃ¤tzung des Senats auf der vorliegenden Tatsachengrundlage ohne
Beiziehung der zugrundeliegenden Daten nicht zu entscheiden. 

Â 

Insofern kann fÃ¼r das vorliegende Verfahren dahinstehen, ob die in der Norm
enthaltene Formulierung â��nach der PrÃ¼fung durch den Medizinischen Dienst
nicht zu einer Minderung des Abrechnungsbetrages â�¦ fÃ¼hrenâ��, wie in den
EntscheidungsgrÃ¼nden des angefochtenen Beschlusses ausgefÃ¼hrt worden ist,
zeitlich zu verstehen ist, oder im Sinne von â��gemÃ¤Ã�â�� oder â��zufolgeâ��,
wozu der Senat tendiert. FÃ¼r letzteres spricht, dass ausweislich der
GesetzesbegrÃ¼ndung auf die â�� sachliche â�� Bewertung durch den MD
abgehoben wird, wenn es heiÃ�t: â��Bei einer guten AbrechnungsqualitÃ¤t ist nur
eine niedrige PrÃ¼fquote zulÃ¤ssig, besteht fÃ¼r den MD Anlass, viele
Schlussrechnungen fÃ¼r vollstationÃ¤re Krankenhausbehandlung zu beanstanden,
wÃ¤chst die zulÃ¤ssige PrÃ¼fquote anâ��, wobei sich nach der
GesetzesbegrÃ¼ndung der Anteil unbeanstandeter Abrechnungen â��aus dem
VerhÃ¤ltnis der geprÃ¼ften Schlussrechnungen fÃ¼r vollstationÃ¤re
Krankenhausbehandlung, die nach dem PrÃ¼fergebnis des MD nicht zu einer
Minderung des Abrechnungsbetrages gefÃ¼hrt haben und insoweit unbeanstandet
geblieben sind,â�� ergibt (vgl. BT-Drs. 19/13397 S. 43). Gegen die â��
grammatikalisch mÃ¶gliche â�� Auslegung in zeitlicher Hinsicht dÃ¼rfte ferner
sprechen,Â  dass nach der GesetzesbegrÃ¼ndung der Fall als abgeschlossen gilt,
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sobald der Medizinische DienstÂ  der Krankenkasse das Ergebnis seiner PrÃ¼fung
mitteilt (BT-Drs. 19/13397 S. 65). Zum VerhÃ¤ltnis des Ergebnisses der PrÃ¼fung
durch den Medizinischen Dienst und der leistungsrechtlichen Entscheidung der
Krankenkasse heiÃ�t es in der GesetzesbegrÃ¼ndung weiter: â��FÃ¼r Zwecke der
vierteljÃ¤hrlichen Auswertungen durch den GKV-Spitzenverband und der
jÃ¤hrlichen Statistik nach Â§ 17c Absatz 6 KHG wird auf die Ergebnisse der
PrÃ¼fungen durch den MD zurÃ¼ckgegriffen. Damit gilt fÃ¼r das gestufte
PrÃ¼fsystem das durch den MD nach PrÃ¼fung einer Schlussrechnung fÃ¼r
vollstationÃ¤re Krankenhausbehandlung festgestellte Ergebnis. UnabhÃ¤ngig davon
sind die Krankenkassen frei darin, leistungsrechtlich abweichende Entscheidungen
im Einzelfall zu treffenâ�� (vgl. BT-Drs. 19/13397 S. 66). Nach Â§ 275c Abs. 4 Satz 2
Nr. 3 SGB V ist dem Antragsgegner sodann die Anzahl der nach Â§ 275c Abs. 1 SGB
V durch den MD abgeschlossenen PrÃ¼fungen von Schlussrechnungen fÃ¼r
vollstationÃ¤re Krankenhausbehandlung durch die Krankenkassen zu Ã¼bermitteln.
Nicht vorgesehen ist dagegen eine Erhebung der krankenkassenseitig durch
leistungsrechtliche Entscheidung abgeschlossenen PrÃ¼fverfahren. Im
Zusammengang mit dieser Meldepflicht ist in der GesetzesbegrÃ¼ndung zur
Bedeutung der Ã�bermittlung des Ergebnisses der PrÃ¼fung durch dem MD
vielmehr ausgefÃ¼hrt: â��Der GKV-Spitzenverband benÃ¶tigt diese Daten, um die
Anteile unbeanstandeter Abrechnungen je Krankenhaus zu ermittelnâ�� (BT-Drs.
19/13397 S. 65). Der Fall gilt nach der GesetzesbegrÃ¼ndung als abgeschlossen,
sobald der Medizinische Dienst der Krankenkasse das Ergebnis seiner PrÃ¼fung
mitteilt (BT-Drs. 19/13397 S. 65). 

Â 

SchlieÃ�lich verhÃ¤lt sich die GesetzesbegrÃ¼ndung eindeutig zum VerhÃ¤ltnis des
Ergebnisses der PrÃ¼fung durch den MD und der leistungsrechtlichen Entscheidung
der Krankenkasse, indem ausgefÃ¼hrt worden ist, dass fÃ¼r Zwecke der
vierteljÃ¤hrlichen Auswertungen durch den GKV-Spitzenverband und der
jÃ¤hrlichen Statistik nach Â§Â 17c Absatz 6 KHG auf die Ergebnisse der PrÃ¼fungen
durch den MD zurÃ¼ckgegriffen wird. FÃ¼r das gestufte PrÃ¼fsystem gilt danach
das durch den MD nach PrÃ¼fung einer Schlussrechnung fÃ¼r vollstationÃ¤re
Krankenhausbehandlung festgestellte Ergebnis. UnabhÃ¤ngig davon sind die
Krankenkassen frei darin, leistungsrechtlich abweichende Entscheidungen im
Einzelfall zu treffen (BT-Drs. 19/13397 S. 66).

Â 

GemÃ¤Ã� Â§ 275c Abs. 4 Satz 2 Nr. 3 SGB V ist dem Spitzenverband Bund der
Krankenkassen zum Ende des ersten Monats, der auf ein Quartal folgt, u.a. die
Anzahl der nach Â§Â 275c Abs. 1 SGB V durch den MD abgeschlossenen
PrÃ¼fungen von Schlussrechnungen fÃ¼r vollstationÃ¤re Krankenhausbehandlung
zu Ã¼bermitteln. Nicht dagegen vorgesehen ist in der gesetzlichen Regelung eine
Erhebung der krankenkassenseitig durch leistungsrechtliche Entscheidung
abgeschlossenen PrÃ¼fverfahren. Im Zusammengang mit dieser Meldepflicht finden
sich in der GesetzesbegrÃ¼ndung AusfÃ¼hrungen zur Bedeutung der
Ã�bermittlung des Ergebnisses der PrÃ¼fung durch dem MD an die Krankenkasse
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gefolgt von dem Hinweis, dass der GKV-Spitzenverband diese Daten benÃ¶tigt, um
die Anteile unbeanstandeter Abrechnungen je Krankenhaus zu ermitteln (BT-Drs.
19/13397 Seite 65).

Â 

SchlieÃ�lich ist der HÃ¶chstbetrag des Aufschlags nach Â§ 275c Abs. 3 Satz 2 SGB V
im Rahmen der Ausschussberatung der GesetzesbegrÃ¼ndung auf 10 Prozent des
â�� ausdrÃ¼cklich â�� auf Grund der PrÃ¼fung durch den MD geminderten
Abrechnungsbetrages festgesetzt worden (BT-Drs. 14/14871 S. 106).

Â 

Dagegen dÃ¼rfte dem zweiten Halbsatz der zitierten Vorschrift â��und insoweit
durch den Medizinischen Dienst unbeanstandet geblieben sindâ�� eine Aussage
fÃ¼r die Frage, auf wessen Entscheidung fÃ¼r die Minderung des
Abrechnungsbetrages es ankommt, keine maÃ�gebliche Bedeutung zukommen.
Dieser Satzteil enthÃ¤lt allein die Aussage, dass insoweit keine Beanstandung des
MD vorliegen darf und im Umkehrschluss, dass weitere, insoweit nicht relevante
Beanstandungen im PrÃ¼fergebnis enthalten sein dÃ¼rfen. HierfÃ¼r verbleiben
durchaus AnwendungsfÃ¤lle, wie etwa nicht erlÃ¶srelevante Beanstandungen,
Beanstandungen zugunsten des Krankenhauses oder Beanstandungen hinsichtlich
der Pflegetage, fÃ¼r die Â§ 275c Abs. 6 Nr. 1 SGB V zu beachten ist (vgl. BÃ¶hland
in Rommert/Gokel, GKV-Kommentar SGB V [66. EL 7/2024], Rn. 28 zu Â§ 275c). 

Â 

Â 

2. Ob im Hinblick auf vorstehende ErwÃ¤gungen das vom Antragsgegner
angewandte Verfahren rechtmÃ¤Ã�ig ist, wird im Hauptsacheverfahren zu
entscheiden sein. Denn die Feststellung ernstlicher RechtmÃ¤Ã�igkeitszweifel
hinsichtlich der ermittelten PrÃ¼fquote fÃ¼r das betrachtete Quartal 4/2023
wÃ¼rde nach summarischer PrÃ¼fung des Senats eine weitere
SachverhaltsaufklÃ¤rung erfordern. Denn soweit vom Antragsgegner geltend
gemacht worden ist, es sei nicht von vornherein auszuschlieÃ�en, dass sich aus
dem PrÃ¼fergebnis des MD eine Minderung oder Nichtminderung des
Abrechnungsbetrages nicht ergebe, weil dieser eine gutachterliche Stellungnahme
erstelle, so dass sich erst anhand der leistungsrechtlichen Entscheidung der
Krankenkasse beurteilen lasse, ob die Voraussetzung fÃ¼r eine unbeanstandete
Schlussrechnung â�� die fehlende Minderung des Abrechnungsbetrages â��
vorliege, wÃ¼rde dies fÃ¼r die Annahme zumindest ernstlicher Zweifel betreffend
die PrÃ¼fquotenermittlung eine weitere Substantiierung voraussetzen.
Abweichendes folgt auch nicht aus der vorgelegten Auswertung der Antragstellerin,
wonach unter Zugrundelegung des Inhalts und damit des Zeitpunkts der
Entscheidung des MD der Anteil der unbeanstandeten Schlussrechnungen jedenfalls
mindestens 60 Prozent mit der Folge einer PrÃ¼fquote von 5Â Prozent betrage.
Indes reichen die vorliegenden Daten, auch wenn unterstellt wird, dass in
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Kodierungsfragen auch in den MD-Gutachten selbst regelmÃ¤Ã�ig die nicht
erlÃ¶srelevanten Diagnosecodes aufgefÃ¼hrt sind und die Ermittlung der DRG
mittels eines Groupers erfolgen, insbesondere in Ermangelung der Einzelfalldaten
betreffend das Bezugsquartal, nicht aus, um zumindest ernstliche Zweifel an der
RechtmÃ¤Ã�igkeit der gegenstÃ¤ndlichen PrÃ¼fquote festzustellen. FÃ¼r die
seitens der Antragstellerin dafÃ¼rgehaltene hypothetische SteuerungsmÃ¶glichkeit
der Krankenkassen angesichts der Ermittlungspraxis betreffend die PrÃ¼fquoten
fehlt es an einer hinreichenden Tatsachengrundlage. Eine weitere
Sachverhaltsermittlung hat indes, wie ausgefÃ¼hrt, dem Hauptsacheverfahren
vorbehalten zu bleiben (vgl. auch Landessozialgericht Berlin-Brandenburg,
Beschluss vom 14. Oktober 2024 â�� L 9 KR 272/24 B ER â�� a.a.O.). 

Â 

3. FÃ¼r das Vorliegen einer unbilligen HÃ¤rte, welche auf der Grundlage
vorstehender AusfÃ¼hrungen eine Anordnung der aufschiebenden Wirkung
rechtfertigen kÃ¶nnte, fehlt es an hinreichenden Anhaltspunkten. Auf den mit der
PrÃ¼fquote von 10 Prozent einhergehenden Mehraufwand kommt es bereits wegen
des Ablaufs des Anwendungsquartals nicht an. 

Â 

III. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 197a Abs. 1 Satz 1 SGG i.V.m. Â§ 154
Abs.Â 2 VwGO. 

Â 

Die Entscheidung Ã¼ber den Streitwert beruht auf Â§ 197a Abs. 1 Satz 1 SGG i.V.m.
Â§Â§Â 52 Abs. 2, 53 Abs. 2 Nr. 4, 63 Abs. 2 und 3 Satz 1 Nr. 2 GKG. Der Senat
berÃ¼cksichtigt insofern die HÃ¤lfte des Regelstreitwerts der Hauptsache (vgl. auch
Landessozialgericht Berlin-Brandenburg â�� Beschluss vom 14. Oktober 2024 â��
a.a.O.). 

Â 

Dieser Beschluss kann nicht mit der Beschwerde an das Bundessozialgericht
angefochten werden (Â§ 177 SGG).

Erstellt am: 18.12.2024

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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